
Ergebnis der Vorprüfung nach § 5 UVPG für einen Masttausch im Bereich Am 
Schwarzen Meer 
hier: Öffentliche Bekanntmachung nach § 5 Abs. 2 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

Allgemeine Vorhabenbeschreibung  
Die Straße Am Schwarzen Meer in Bremen wird in Höhe des Neubauprojektes „Neues Hulsberg 
Viertel“ von den Straßenbahnlinien 2 und 10 der Bremer Straßenbahn AG (BSAG) befahren. 
Die Fahrleitungsanlage liegt als festverspannte Einfachfahrleitung vor. Sie wird über 
Wandverankerungen an Gebäuden sowie über Maste mit diversen Tragwerkbauformen 
gehalten. 
Eine zukünftige Planstraße im „Neuen Hulsberg Viertel“ kollidiert mit dem Bestandsmast M27 
der BSAG (Kombimast BSAG und öffentliche Beleuchtung). Dieser Mast ist somit planverdrängt, 
ein Standortwechsel des Mastes M27 mithin erforderlich. Dieser Standortwechsel hat 
Auswirkungen auf die Verspannung der öffentlichen Beleuchtung. Im Ergebnis kann die 
Standsicherheit des gegenüberliegenden Bestandsmastes M18 der BSAG (ebenfalls ein 
Kombimast BSAG und öffentliche Beleuchtung) nicht mehr nachgewiesen werden, so dass 
dieser Mast M18 ebenfalls zu erneuern ist. 
Für die Entscheidung nach § 5 Abs. 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVPG) war bezüglich der beantragten Maßnahme nach § 9 Abs. 3 Nr. 2 UVPG unter 
Berücksichtigung der in Anlage 3 aufgeführten Kriterien zu prüfen, ob die beantragte 
Maßnahme erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann und daher die 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung erfordert. 

Umweltauswirkungen 
Die vg. Planung betrifft einen versiegelten Bereich. 
Es erfolgen keine Eingriffe in die Natur, Landschaft und Baumschutz. Auswirkungen auf den 
Menschen entstehen durch den Umbau nicht. Gegenüber dem aktuellen Zustand ändert sich 
der Grad der Versiegelung durch die Baumaßnahme nicht.  
Sonstige Belange 
Im Hinblick auf bau- und betriebsbedingte Auswirkungen auf Boden und Fläche sowie 
Gewässer, einschließlich Grundwasser, Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt, 
Beeinträchtigungen von Landschaftsbild, Klima oder ökologisch empfindlichen Gebieten sowie 
Sekundärwirkungen resultieren aus der vg. Planung keine Betroffenheiten. 
Artenschutzrechtliche Belange sind nicht berührt.  

Zusammenfassend ist festzustellen, dass die Prüfung ergeben hat, dass aufgrund der im 
Rahmen der vg. Planung durchzuführenden Maßnahmen unter Berücksichtigung der 
Vorkehrungen des Vorhabenträgers erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen unter 
Berücksichtigung der in Anlage 3 des UVPG aufgeführten Kriterien ausgeschlossen sind. 
Daher besteht keine Verpflichtung, für die beantragte Entscheidung bezüglich des 
Masttausches eine Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem UVPG durchzuführen. 
Diese Feststellung ist nach § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG nicht selbständig anfechtbar. 

Bremen, den 10. Oktober 2024 
Die Senatorin für Bau, Mobilität und Stadtentwicklung 
Planfeststellungsbehörde  
Az.:600-3-04-02/ Masttausch Am Schwarzen Meer 










